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§ 1 
Auftrag

(1) Das Oberstufen-Kolleg des Landes Nordrhein-Westfalen an der
Universität Bielefeld hat den Auftrag, Kollegiatinnen und Kollegiaten
unterschiedlicher  Vorbildung  zur  allgemeinen  Hochschulreife  zu
führen.  Individuelle  Schwerpunktsetzung  und  vertiefte  allgemeine
Bildung führen auf der Grundlage eines wissenschaftspropädeuti-
schen Unterrichts zur allgemeinen Studierfähigkeit und bereiten auf
die Berufs-  und Arbeitswelt  vor.  Im Rahmen des Bildungsganges
kann auch der schulische Teil der Fachhochschulreife nach Jahr-
gangsstufe 12 (§ 25 Abs. 2 bis 5) erworben werden.

(2)  Das Oberstufen-Kolleg entwickelt  und erprobt  im Auftrag des
Landes Nordrhein-Westfalen insbesondere neue Unterrichtsinhalte,
Lehrverfahren, Verfahren der Evaluation von Unterricht, Verfahren
der Lernstandserhebung und Leistungsbeurteilung und der Unter-
richtsorganisation. In Kooperation mit der Universität Bielefeld un-
tersucht es Fragen des Übergangs zwischen Schule und Hochschu-
le.

(3) Im Rahmen von Kooperationsvereinbarungen zwischen Fakultä-
ten der Hochschulen und dem Oberstufen-Kolleg können Lehrver-
anstaltungen  für  entsprechend  geeignete  Lernende  wechselseitig
geöffnet und im Oberstufen-Kolleg oder in universitären Lehrveran-
staltungen erbrachte Leistungen von den Fakultäten als Studienleis-
tungen anerkannt werden.

(4) Die Ausbildung schließt mit einer Prüfung ab, in der die Befähi-
gung zum Studium an einer Hochschule (allgemeine Hochschulrei-
fe) nachgewiesen wird.

(5) Zur Erprobung besonderer inhaltlicher und methodischer Unter-
richtsvorhaben kann das Ministerium zeitlich befristete Abweichun-
gen von in der Ausbildungs- und Prüfungsordnung enthaltenen Re-
gelungen gestatten.

§ 2 
Dauer des Bildungsgangs

(1) Die Ausbildung am Oberstufen-Kolleg dauert in der Regel drei
und höchstens vier  Jahre.  Wer innerhalb der Vierjahresfrist  nicht
mehr  die  Zulassung  zur  Abschlussprüfung  erlangen  kann,  muss
das Kolleg verlassen. In Ausnahmefällen, insbesondere bei länge-
rem Unterrichtsversäumnis infolge nicht  von der  Kollegiatin  oder
dem Kollegiaten zu vertretender Umstände, kann die Dauer des Be-
suchs des Oberstufen-Kollegs durch die  obere  Schulaufsichtsbe-
hörde angemessen verlängert werden.

(2) Die Höchstverweildauer gemäß Absatz 1 kann um den für die
Wiederholung einer nicht bestandenen Abschlussprüfung erforder-
lichen Mindestzeitraum überschritten werden.

§ 3 
Verkürzung der Ausbildung

(1) Auf Antrag kann die Ausbildung auf zwei Jahre verkürzt werden.
Voraussetzung dafür ist, dass überdurchschnittliche Leistungen in
den  Lernbereichen,  die  den  Kursen  der  Eingangsphase  entspre-
chen, vorliegen oder durch eine Feststellungsprüfung nachgewie-
sen werden.

(2) Über die Verkürzung der Ausbildung entscheidet die Kolleglei-
tung im Zusammenhang mit der Aufnahme.

VV zu § 3

3.1 zu Abs. 1
Anforderungen und Verfahren der Feststellungsprüfung werden in einer
Prüfungsordnung geregelt.

§ 4 
Auslandsaufenthalte

(1) Während der ersten beiden Ausbildungsjahre kann das Oberstu-
fen-Kolleg Kollegiatinnen und Kollegiaten für bis zu zwei Semester
zu einem Auslandsaufenthalt  beurlauben. Über die durchgehende
Teilnahme am Unterricht an einer ausländischen Bildungseinrich-
tung  ist  der  Nachweis  zu  erbringen.  Nach  Rückkehr  wird  die
Schullaufbahn im ersten oder dritten Semester fortgesetzt.

(2) Kollegiatinnen und Kollegiaten mit überdurchschnittlichen Leis-
tungen in  der  Eingangsphase können auf  Antrag nach Rückkehr
vom Auslandsaufenthalt in das vierte Semester eintreten, sofern an
einer ausländischen Schule entsprechende Belegverpflichtungen (§
19 Abs. 2 bis 6) erfüllt und entsprechende Leistungen erbracht wur-
den. Vor Antritt des Auslandsaufenthalts befindet die Konferenz der
die  Kollegiatin  oder  den  Kollegiaten  unterrichtenden  Lehrenden
über den Leistungsstand. Nach Rückkehr vom Auslandsaufenthalt
entscheidet  der  Prüfungsrat  mit  Genehmigung  durch  die  obere
Schulaufsichtsbehörde über die Eingliederung und die Anrechnung
im  Ausland  belegter  Lehrveranstaltungen  auf  die  Unterrichtsver-
pflichtungen gemäß § 19 Abs. 2 bis 6. Im Ausland erbrachte Leistun-



gen  können in der Regel nicht als benotete Leistungen in die Gesamt-
qualifikation eingebracht werden.

§ 5 
Aufnahmevoraussetzungen

(1) In das Oberstufen-Kolleg kann aufgenommen werden, wer die
Qualifikation für die gymnasiale Oberstufe erworben hat.

(2) Zur Erfüllung des Versuchsauftrags können darüber hinaus ent-
sprechend geeignete Bewerberinnen und Bewerber aufgenommen
werden, die

a) den Mittleren Schulabschluss (Fachoberschulreife) erworben ha-
ben,

b) an einer deutschen Schule im Ausland oder an einer ausländi-
schen Schule einen Abschluss erworben haben, der der in Absatz 1
genannten  Berechtigung  gleichwertig  ist,  und  über  ausreichende
deutsche Sprachkenntnisse verfügen,

c) die Externenprüfung zur Erlangung des Mittleren Schulabschlus-
ses (Fachoberschulreife) nach der Verordnung über die Externen-
prüfung zum Erwerb der Abschlüsse der Sekundarstufe I (PO-Exter-
ne-S I)1 bestanden haben oder

d) den Ersten Schulabschluss erworben und eine berufliche Ausbil-
dung erfolgreich abgeschlossen haben oder eine mindestens zwei-
jährige Berufstätigkeit nachweisen können.

(3) Über die Aufnahme entscheidet die Kollegleitung.

(4) Bewerberinnen oder Bewerber, die einen gymnasialen Bildungs-
gang  mit  der  Fachhochschulreife  oder  dem schulischen  Teil  der
Fachhochschulreife abgeschlossen oder zu Beginn der Ausbildung
am Oberstufen-Kolleg das 25. Lebensjahr vollendet haben, können
nicht aufgenommen werden. 

(5) Bewerberinnen und Bewerber gemäß Absatz 2 oder Bewerberin-
nen und Bewerber gemäß Absatz 1, die ihre Schullaufbahn länger
als ein Jahr unterbrochen haben, müssen durch eine Feststellungs-
prüfung  in  den  Bereichen  Deutsch,  Mathematik,  Fremdsprache
nachweisen, dass sie über hinreichende Basiskompetenzen für eine
erfolgreiche Mitarbeit im Oberstufen-Kolleg verfügen.

(6) Nach Maßgabe ihres Kenntnisstandes und ihrer Leistungsfähig-
keit können Bewerberinnen oder Bewerber in die zweite Hälfte der
Eingangsphase oder unmittelbar in die Hauptphase aufgenommen
werden. Entsprechende Voraussetzungen sind durch Feststellungs-
prüfungen auf der Anforderungsebene der Basis- und Fremdspra-
chenkurse der Eingangsphase vor der Entscheidung über die Ein-
gliederung nachzuweisen. Über nachzuholende Lerninhalte werden
die Bewerberinnen oder Bewerber in einem Kolloquium beraten.

(7)  Kollegiatinnen  und  Kollegiaten,  die  ihren  Bildungsgang  für
höchstens ein Jahr unterbrochen haben, können in das Oberstufen-
Kolleg wiederaufgenommen werden. Die Wiederaufnahme erfolgt in
das Semester, in dem der Bildungsgang unterbrochen wurde, bei
abgeschlossenem Semester  in  das  darauf  folgende.  Im Einzelfall
kann die Kollegleitung für die Kollegiatin oder den Kollegiaten eine
Probezeit vorsehen. Die Altersgrenze gemäß Absatz 4 und die Frist
für die Verweildauer (§ 2 Absatz 1) dürfen nicht überschritten wer-
den. Die obere Schulaufsichtsbehörde kann Ausnahmen zulassen.

§ 6 
Information und Beratung

Das Oberstufen-Kolleg informiert und berät Bewerberinnen und Be-
werber sowie Erziehungsberechtigte über die Aufnahmevorausset-
zungen, das Aufnahmeverfahren und das Ausbildungsziel des Ober-
stufen-Kollegs sowie über den Bildungsgang. Es berät Kollegiatin-
nen und Kollegiaten bei der Wahl ihrer individuellen Schullaufbahn
und überprüft diese regelmäßig. Beratung und Überprüfung sind zu
dokumentieren.

§ 7 
Struktur der Ausbildung

(1) Die Ausbildung am Oberstufen-Kolleg umfasst zwei Studienfä-
cher (§ 9), fächerintegrierende und fächerübergreifende Grundkurse
(§ 10), problem- und praxisorientierte Projekte (§ 11), Basiskurse (in
den Bereichen deutsche und englische Sprache, Mathematik, Natur-
wissenschaften  und  Computer  Literacy)  und  weitere  Fremdspra-
chenkurse  (§  12),  Praktika  (§  13),  Sportkurse,  zusätzliche  Unter-
richtsveranstaltungen (§ 14) und Brückenkurse (§ 15).

(2)  Die  inhaltliche  Ausgestaltung  der  fachbezogenen  und  fächer-
übergreifenden Kurse, Kurssequenzen und Projekte orientiert sich
am Anforderungsniveau der Lehrpläne des Landes Nordrhein-West-
falen und an den Belegvorschriften für die gymnasiale Oberstufe im
Sinne  einer  gleichwertigen,  nicht  aber  gleichartigen  Ausbildung.
Hierzu legt das Oberstufen-Kolleg Belegverpflichtungen gemäß § 17
und  § 19 fest und dokumentiert die Themen, Fachbezüge und Ni-
veaus der verschiedenen Kurse.

(3) Die Ausbildung führt systematisch auf das Bildungsziel der all-
gemeinen Studierfähigkeit hin.

1s. BASS 19-32 Nr. 4.1 

§ 8 
Fächer und Aufgabenfelder

(1) Der Unterricht am Oberstufen-Kolleg erfolgt in fachgebundenen
Kursen oder  in  fächerverbindenden Kursen mit  einem fachlichen
Schwerpunkt.

(2) Dem fachlichen Schwerpunkt entsprechend werden sie wie folgt
Aufgabenfeldern zugeordnet:

1.  dem  sprachlich-literarisch-künstlerischen  Aufgabenfeld  (Aufga-
benfeld I): Deutsch, Englisch, Französisch, Latein, Russisch, Spa-
nisch, Türkisch, Künste, Musik,

2.  dem  gesellschaftswissenschaftlichen  Aufgabenfeld  (Aufgaben-
feld II): Geographie, Geschichte, Pädagogik, Philosophie, Psycholo-
gie, Rechtswissenschaft, Soziologie, Wirtschaftswissenschaften,

3.  dem mathematisch-naturwissenschaftlichen  Aufgabenfeld  (Auf-
gabenfeld  III):  Biologie,  Chemie,  Geologie,  Mathematik,  Physik,
Technik, Informatik, Umweltwissenschaften.

Katholische Theologie, Evangelische Theologie und Sport sind kei-
nem Aufgabenfeld zugeordnet.

(3) Das Ministerium kann weitere Fächer zur Erprobung zulassen.

VV zu § 8

8.2 zu Abs. 2
In der Abschlussprüfung können Katholische bzw. Evangelische Theolo-
gie das Aufgabenfeld II abdecken.

§ 9 
Studienfächer

(1) Jede Kollegiatin oder jeder Kollegiat wählt  zwei Studienfächer
zur  fachgebundenen Ausbildung,  die  spätestens  ab  dem zweiten
Semester durchgehend zu besuchen sind; eines dieser Fächer ist
entweder  Deutsch,  Mathematik,  eine  fortgeführte  Fremdsprache
oder  eine  Naturwissenschaft.  Die  neu  einsetzende  Fremdsprache
kann nicht Studienfach sein.

(2) Bis zum Ende des ersten Semesters bestätigt oder revidiert die
Kollegiatin  oder  der  Kollegiat  die  Wahl  seiner  Studienfächer.  Sie
oder er kann diese Entscheidung in begründeten Fällen noch einmal
am Ende des zweiten Semesters mit Genehmigung durch die päd-
agogische Leiterin oder den pädagogischen Leiter korrigieren.

(3) Als Studienfächer können angeboten werden:

1. Aufgabenfeld I: Deutsch, Englisch, Französisch, Russisch, Küns-
te, Musik,

2.  Aufgabenfeld  II:  Geographie,  Geschichte,  Pädagogik,  Philoso-
phie, Psychologie, 

Rechtswissen-
schaft,  Soziologie,  Sozialwissenschaften,  Sozialwissenschaften/
Wirtschaft,

3. Aufgabenfeld III: Biologie, Chemie, Mathematik, Physik, Technik,
Informatik,

4. Außerhalb der Aufgabenfelder: Katholische Theologie und Evan-
gelische Theologie, Sport.

(4) Das Ministerium kann weitere Studienfächer zur Erprobung zu-
lassen.

(5) In den Studienfächern nimmt das Oberstufen-Kolleg an den zen-
tralen schriftlichen Abiturprüfungen teil; in begründeten Einzelfällen
kann hiervon abgewichen werden,  wenn ein  entsprechender  Ver-
suchs- und Entwicklungsauftrag vorliegt und unter Festlegung be-
sonderer Verfahrensregelungen vom Ministerium genehmigt ist.

§ 10 
Fächerintegrierende und fächerübergreifende Grundkurse

(1) Im Rahmen des Versuchsauftrags gemäß § 1 erprobt das Ober-
stufen-Kolleg fächerintegrierende und fächerübergreifende Grund-
kurse, die die Belegverpflichtungen in fachgebundenen Kursen in
der Eingangs- und Hauptphase ersetzen.

(2) Die Grundkurse und Grundkurssequenzen sind ihrem jeweiligen
fachlichen Schwerpunkt entsprechend Aufgabenfeldern zugeordnet.
Sie  sind  themenorientiert  und  bieten  eine  vertiefende  Ergänzung
des fachgebundenen Unterrichts. Sie sind zum einen an die Struktu-
ren, Inhalte und Methoden der beteiligten Fächer gebunden, zum an-
deren überschreiten sie die Fachgrenzen, verdeutlichen die Offen-
heit zwischen den Fächern und machen Möglichkeiten und Grenzen
fachübergreifender Zusammenarbeit erfahrbar.

§ 11 
Projekte

(1)  Projekte  sind  problem-  und  praxisorientiert.  Sie  ermöglichen
handelnde Auseinandersetzung mit dem Verhältnis von Theorie und
Praxis und Problemen der gesellschaftlichen Wirklichkeit sowie äs-
thetische Gestaltung und Erfahrung auch in Kooperation mit außer-
schulischen Partnern.

(2) Projekte sind in Sequenzen der Studienfächer, der fächerüber-
greifenden Grundkurse oder der Fremdsprachenkurse eingebunden
oder sie werden zu anderen Themen mit obligatorischer Vor- und
Nachbereitung eingerichtet.



(3) Jede Kollegiatin oder jeder Kollegiat hat an mindestens drei Pro-
jekten teilzunehmen; davon müssen mindestens zwei in Sequenzen
(von Studienfächern, Grund- oder Fremdsprachenkursen) eingebunden
sein.

(4) An Stelle der fachbezogenen Projekte können Exkursionen tre-
ten, wenn sie im Curriculum des Studienfachs oder einer Fremd-
sprache vorgesehen sind und projektorientiert angelegt werden.

§ 12 
Basis- und Fremdsprachenkurse

(1) Basiskurse vermitteln in fachlicher Orientierung die für die allge-
meine Studierfähigkeit erforderlichen grundlegenden Fähigkeiten in
den Bereichen Deutsch, Englisch oder einer anderen fortgeführten
Fremdsprache, Mathematik, Naturwissenschaften und Computer Li-
teracy.

(2) Kollegiatinnen oder Kollegiaten, die die durch die Basiskurse der
Eingangsphase  zu  vermittelnden Kompetenzen schon auf  andere
Weise erreicht haben, können durch eine Feststellungsprüfung von
der  weiteren  Belegpflicht  befreit  werden.  Die  Mindeststundenzahl
(§z17) bleibt davon unberührt.

(3)  Fremdsprachenkurse können in Englisch,  Französisch,  Latein,
Russisch, Spanisch und Türkisch angeboten werden. Das Ministeri-
um kann weitere Fremdsprachen zur Erprobung zulassen.

§ 13 
Praktika

(1) Praktika sollen den Kollegiatinnen und Kollegiaten Erfahrungen
mit  beruflicher  Arbeit  und Orientierungshilfe  für  ihre Berufs-  und
Studienwahl vermitteln. Sie können zur Vertiefung des Unterrichts
im gewählten Studienfach beitragen.

(2) Praktika werden zum Beispiel in Betrieben, Verwaltungen, sozia-
len Einrichtungen oder auch zur besseren Studienwahlvorbereitung
in Hochschulen durchgeführt und in Praktikumsberichten aufgear-
beitet. Sie werden von den Lehrenden des Oberstufen-Kollegs be-
treut.

(3) Die Kollegiatin oder der Kollegiat muss mindestens ein zweiwö-
chiges Praktikum absolvieren.

§ 14 
Zusätzliche Unterrichtsveranstaltungen

(1)  Zusätzliche  Unterrichtsveranstaltungen  sind  insbesondere  Ar-
beitsgemeinschaften, die außerhalb des obligatorischen Unterrichts
angeboten oder von den Kollegiatinnen und Kollegiaten selbst orga-
nisiert werden. Dazu gehören im Besonderen Arbeitsgemeinschaf-
ten im künstlerischen oder sportlichen Bereich sowie Werkstattkur-
se.

(2) Zusätzliche Unterrichtsveranstaltungen sind fakultativ; die konti-
nuierliche und erfolgreiche Teilnahme kann im Abschlusszeugnis
bescheinigt werden.

§ 15 
Brückenkurse

(1) Brückenkurse dienen dem Ausgleich partieller Defizite in der von
der Sekundarstufe I erwarteten Ausbildung in den Fächern Deutsch,
Fremdsprache und Mathematik.

(2) Nach Beratung bei der Aufnahme werden die Belegverpflichtun-
gen in den Brückenkursen für die Kollegiatin oder den Kollegiaten
entsprechend ihrer oder seiner Eingangsvoraussetzungen individu-
ell festgelegt.

(3) Brückenkurse sind auf die Eingangsphase beschränkt.

§ 16 
Gliederung der Ausbildung

(1) Die Ausbildungsjahre sind in je zwei Semester zu 20 Wochen un-
terteilt.

(2) Die Ausbildungsgänge gliedern sich in eine Eingangsphase (§
17) und eine Hauptphase (§ 19). Die Eingangsphase umfasst zwei,
die Hauptphase vier Semester. Am Ende des sechsten Semesters
finden das Verfahren der Zulassung zur Abschlussprüfung und die
Abschlussprüfung statt.

§ 17 
Eingangsphase

(1)  Die  Eingangsphase soll  in  die  besonderen Arbeits-  und Leis-
tungsformen  des  Oberstufen-Kollegs  einführen,  eine  allgemeine
Orientierung ermöglichen und insbesondere  helfen,  die  Wahl  der
Studienfächer zu festigen oder zu korrigieren. Sie soll Raum für die
Erarbeitung basaler Fähigkeiten in den Bereichen Deutsch, Englisch
oder einer anderen fortgeführten Fremdsprache, Mathematik, Natur-
wissenschaften und Computer Literacy geben und die Möglichkeit
anbieten,  die  laut  Diagnose noch fehlenden Voraussetzungen für
den Eintritt in die Hauptphase zu schaffen. Die Kurse der Eingangs-
phase bauen inhaltlich und methodisch aufeinander auf und berei-
ten systematisch auf die Anforderungen der Hauptphase vor.

(2) Die Zahl der Unterrichtsstunden in der Eingangsphase beträgt
für die Kollegiatinnen und Kollegiaten pro Woche im Durchschnitt
des ersten und zweiten Semesters 34 Stunden.

(3) Zu den im Rahmen der Wochenstundenzahlen gemäß Absatz 2
zu belegenden Kursen gehören verpflichtend:

1. je ein Kurs (80 Std.) in den beiden Studienfächern im zweiten Se-
mester,

2.  orientierende Grundkurse im Gesamtumfang von 320 Stunden;
die Grundkurse müssen sich auf die gewählten Studienfächer (je 80
Std.) und die fachlichen Schwerpunkte in der Hauptphase gemäß §
19 Absatz 2 beziehen. Basis- und Grundkurse müssen die drei Auf-
gabenfelder abdecken,

3. neun Basiskurse (je 80 Std.), je zwei in den Bereichen Deutsch,
Englisch oder einer anderen fortgeführten Fremdsprache, Mathema-
tik, Naturwissenschaften sowie ein Basiskurs in Computer Literacy.
Die Basiskurse müssen nicht belegt werden, wenn das erforderliche
Niveau auf andere Weise bereits erreicht und durch eine Prüfung
nachgewiesen ist,

4.  weitere  Fremdsprachenkurse,  die  zum Erwerb der  allgemeinen
Hochschulreife erforderlich sind:

a) Kollegiatinnen und Kollegiaten, die in der Sekundarstufe I keinen
fortlaufenden Pflichtunterricht in einer zweiten Fremdsprache erhal-
ten haben oder ihre Belegverpflichtungen in einer zweiten Fremd-
sprache durch eine am Kolleg neu einsetzende Fremdsprache erfül-
len wollen, besuchen ab der Eingangsphase durchgehend die neu
einsetzende Fremdsprache (je 80 Std.) bis zum Ende des Bildungs-
ganges.

b) Kollegiatinnen und Kollegiaten, die erst nach der Jahrgangsstufe
7 eine zweite Fremdsprache begonnen haben oder Schülerin oder
Schüler  einer  Profilklasse nach §  21  Absatz  3  Satz  3  Nummer 1
APO-SI waren, besuchen zwei aufeinanderfolgende Kurse in dieser
Fremdsprache in  der  Eingangsphase  oder  beginnen eine  weitere
Fremdsprache, die bis zum Ende des Bildungsganges belegt wer-
den muss (je 80 Std.). Die zweite Fremdsprache kann einen Grund-
kurs aus dem Aufgabenfeld I gemäß Nummer 2 ersetzen,

5. zwei Sportkurse (je 40 Std.), sofern nicht ein dritter Brückenkurs
belegt werden muss,

6. ein zweiwöchiges Projekt,

7.  bis zu drei  Brückenkurse (je 40 Std.)  entsprechend der Festle-
gung bei der Aufnahme.

(4)  Basis-,  Grund-  und  Fremdsprachenkurse  der  Eingangsphase
können durch entsprechende Studienfachkurse ersetzt werden. Die
Zahl der gemäß Absatz 2 verpflichtend zu belegenden Wochenstun-
den ist hiervon unberührt.

(5) Über die Pflichtbedingungen gemäß Absatz 2 und 3 hinaus kön-
nen  im  Rahmen  des  Angebots  des  Oberstufen-Kollegs  und  der
Höchststundenzahl weitere Kurse belegt werden. 

(6) Kollegiatinnen und Kollegiaten, die nicht über den entsprechen-
den  Abschluss  verfügen,  erwerben  am  Ende  der  Eingangsphase
den Ersten Erweiterten Schulabschluss, wenn die Voraussetzungen
gemäß den §§ 22 Absatz 1, 25 Absatz 1 und 2 der Ausbildungs- und
Prüfungsordnung  Sekundarstufe  I  vom  2.  November  2012  (GV.
NRW. S. 488) in der jeweils geltenden Fassung erfüllt sind. Der Mitt-
lere  Schulabschluss  (Fachoberschulreife)  wird  ihnen  zuerkannt,
wenn sie am Ende der Eingangsphase die Versetzungsanforderun-
gen gemäß den §§ 22 Absatz 1, 26 der Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnung Sekundarstufe I erfüllen.

§ 18 
Übergang in die Hauptphase

(1)  Das  Vorliegen  der  Voraussetzungen  für  den  Übergang  in  die
Hauptphase wird durch eine Konferenz der die Kollegiatin oder den
Kollegiaten  Unterrichtenden  am Ende  der  Eingangsphase  festge-
stellt.  Die  Konferenz entscheidet  auf  der  Basis  der  festgestellten
Voraussetzungen unter Berücksichtigung der im Portfolio (§ 21 Abs.
2) erkennbaren Gesamtentwicklung der Kollegiatin oder des Kollegi-
aten über den Übergang in die Hauptphase, Rückstufung oder Ent-
lassung.

(2) Die Voraussetzungen für den Übergang in die Hauptphase sind
erfüllt, wenn Kurse im Umfang der Wochenstundenzahlen gemäß §
17 Abs. 2, darunter die gemäß § 17 Abs. 3 Nr. 1 bis 7 zu belegenden
Lehrveranstaltungen, belegt und bestanden wurden. Die Vorausset-
zungen sind auch erfüllt, wenn nicht mehr als zwei dieser Lehrver-
anstaltungen nicht bestanden wurden.

(3) Kollegiatinnen und Kollegiaten, die nicht mehr als drei der Lehr-
veranstaltungen gemäß  §  17 Absatz  3,  darunter  höchstens einen
Brückenkurs,  nicht  bestanden  haben,  können  auf  Beschluss  der
Konferenz die nicht erbrachten Leistungen in einer der Lehrveran-
staltungen durch eine Nachprüfung oder durch das Bestehen einer
gleichartigen und gleichwertigen Lehrveranstaltung im dritten Se-
mester nachträglich erbringen; eine Wiederholung der Nachprüfung
kann nach der Feststellung einer positiven Prognose durch die Kon-
ferenz zugelassen werden. Die Nachprüfungen finden in der letzten
Woche vor Unterrichtsbeginn statt. Kollegiatinnen und Kollegiaten,
die die Nachprüfung oder die wiederholte Lehrveranstaltung nicht
bestehen, treten nach Entscheidung der Konferenz in das erste oder
zweite Semester der Eingangsphase zurück. Dabei werden die zu
wiederholenden Kurse sowie die weiteren im Rahmen der Gesamt-
unterrichtsverpflichtung zu belegenden Kurse mit den entsprechen-



den  Leistungsnachweisen  durch  die  Pädagogische  Leiterin  oder
den Pädagogischen Leiter neu festgelegt.

(4)  Kollegiatinnen  und  Kollegiaten,  die  die  Bedingungen  für  den
Übergang in die Hauptphase nicht erfüllen, müssen das Oberstufen-
Kolleg verlassen,  wenn sie sechs oder mehr der im Rahmen der
Mindestwochenstundenzahl gemäß § 17 Abs. 2, darunter die gemäß
Absatz  3  verpflichtend zu  belegenden Lehrveranstaltungen,  nicht
bestanden haben. Sie werden in allen übrigen Fällen zurückgestuft.
Mit der Entscheidung über die Rückstufung werden die Belegver-
pflichtungen in den Brückenkursen und die Studienfächer neu fest-
gelegt.

(5) In besonders begründeten Fällen kann die Konferenz der die Kol-
legiatin  oder  den  Kollegiaten  unterrichtenden  Lehrenden  abwei-
chend von den Regelfällen gemäß Absatz 4 über die Fortsetzung
der Schullaufbahn beschließen, wenn aufgrund der Gesamtentwick-
lung und der Leistungsfähigkeit der Kollegiatin oder des Kollegiaten
ein erfolgreiches Durchlaufen des Bildungsganges erwartet werden
kann. 

(6) Die Eingangsphase kann nur einmal wiederholt werden.

§ 19 
Hauptphase

(1) In der Hauptphase beträgt die Zahl der Unterrichtsstunden für
die Kollegiatinnen und Kollegiaten pro Woche im Durchschnitt der
vier Semester mindestens 34 Stunden. 

(2) Die Kollegiatin oder der Kollegiat belegt in der Hauptphase ver-
pflichtend:

1. je vier aufeinander folgende Kurse in seinen Studienfächern (je
120 Std.);  ein Kurs sollte mit  einer Universitätsveranstaltung ver-
knüpft sein, die es ermöglicht, eine Studienleistung zu erbringen,

2. 14 Grundkurse/Hauptphase (je 80 Std.). Zu diesen Grundkursen
gehören:

a)  mindestens  je  zwei  aufeinanderfolgende Kurse  mit  fachlichem
Schwerpunkt in Literatur, politischer Bildung, künstlerischer-ästhe-
tischer  Bildung  und  Evangelischer  oder  Katholischer  Theologie
oder Philosophie,

b) mindestens zwei aufeinanderfolgende Kurse aus dem naturwis-
senschaftlich-technischen  Aufgabenfeld  mit  einem  fachlichen
Schwerpunkt in einem der Fächer Biologie, Chemie, Physik, Geolo-
gie oder Informatik,

c) drei aufeinanderfolgende Kurse mit fachlichem Schwerpunkt in
Mathematik,

3.  durchgehend  Kurse  in  der  fortgeführten  Fremdsprache  (je  80
Std.),  von  denen  einer  ein  in  der  Fremdsprache  unterrichteter
Grundkurs sein soll, oder vier Kurse in einer in der Eingangsphase
neu  begonnenen  Fremdsprache  (je  80  Std.);  sofern  eine  zweite
Fremdsprache belegt wird, reduziert sich die Zahl der zu belegen-
den Grundkurse auf dreizehn, 

4. vier Sportkurse (je 40 Std.),

5. darüber hinaus zwei jeweils zweiwöchige Projekte,

6. ein Praktikum, von dem bis zu zwei Wochen in der Unterrichtszeit
durchgeführt werden können.

(3) Kurse gemäß Absatz 2 Nr. 2 bis 5 können durch die Belegung
entsprechender  Studienfächer  ersetzt  werden.  Zur  Erfüllung  der
Mindestbelegpflicht gemäß Absatz 1 sind dann gegebenenfalls an-
dere Grundkurse zu belegen.

(4) Die Kollegiatinnen und Kollegiaten belegen in jedem Aufgaben-
feld insgesamt mindestens vier Kurse.

(5) Die Kursbeschreibungen für die Grundkurse weisen aus, welche
Fachgebiete im Unterricht einbezogen werden. In den Kursbeschei-
nigungen wird dokumentiert, welche fachbezogenen Themen bear-
beitet wurden.

(6) Themengleiche Kurse dürfen nicht belegt werden.

VV zu § 19

19.1 zu Abs. 1
Nachzuholende Pflichtkurse gem. § 18 Abs. 3 können nicht auf die Min-
destunterrichtsverpflichtung angerechnet werden.

§ 20 
 Leistungsnachweise

(1) Zur Beurteilung der Leistungen von Kollegiatinnen und Kollegia-
ten setzt  das Oberstufen-Kolleg herkömmliche und neu zu erpro-
bende  Leistungsnachweise  ein.  Mögliche  Formen von  Leistungs-
nachweisen am Oberstufen-Kolleg sind:

1. schriftliche Leistungsnachweise (zum Beispiel: Klausuren, Fach-
arbeit,  Gruppenarbeit,  Berichte,  Protokolle,  Lerntagebücher,  Dar-
stellung und Untersuchung von Experimenten),

2. mündliche Leistungsnachweise (zum Beispiel: Referate, Diskussi-
onsleitung, mündliche Prüfungen),

3. Leistungsnachweise bei der Planung, Durchführung und Herstel-
lung von Produkten.

(2) Leistungsnachweise können von Einzelpersonen oder in Grup-
pen erbracht werden. Im letzteren Falle muss die Einzelleistung er-
kennbar und bewertbar sein.

(3) Leistungsnachweise werden in der Regel im Unterricht erbracht
und wirken auf den Kursverlauf ein. Sie können sich auch auf eine
außerhalb des Unterrichts zu erbringende selbstständige Leistung
stützen, die die Kursinhalte vertieft (zum Beispiel: Hausarbeit, Prak-
tikumsbericht).

(4) In den verschiedenen Unterrichtsarten sind je Semesterkurs min-
destens folgende Leistungsnachweise zu erbringen:

1.  in  den  Kursen  der  Studienfächer  je  vier  Leistungsnachweise,
davon zwei schriftlich und zwei mündlich. Einer der beiden schriftli-
chen Leistungsnachweise muss eine Klausur sein, 

2.  in  den  Grund-,  Basis-  und Fremdsprachenkursen je  drei  Leis-
tungsnachweise, davon eine Klausur und mindestens ein mündli-
cher Leistungsnachweis,

3. in den Brückenkursen je zwei Leistungsnachweise,

4. in den Projekten je zwei Leistungsnachweise,

5. in den Sportkursen je ein Leistungsnachweis.

(5) An die Stelle eines schriftlichen Leistungsnachweises mit Aus-
nahme  der  Klausur  oder  eines  mündlichen  Leistungsnachweises
können  nach  Anforderungen  einzelner  Curricula  besondere  Leis-
tungsnachweise  (zum  Beispiel:  künstlerische  Darbietungen,  Auf-
bau, Durchführung und Dokumentation eines Experiments) treten.

(6) Das Anforderungsniveau der Leistungsnachweise für die unter
Absatz 4 genannten Unterrichtsarten ist durch die für das Oberstu-
fen-Kolleg genehmigten Studienfach-Curricula oder die für die übri-
gen Kurse und Kurssequenzen definierten Lernziele bestimmt und
erfüllt die in den Lehrplänen des Landes Nordrhein-Westfalen defi-
nierten Standards. 

(7) Ein Kurs ist bestanden, wenn die Leistungen der im Kurs gemäß
Absatz 4 anzufertigenden Leistungsnachweise und der regelmäßi-
gen sonstigen Mitarbeit  in  diesem Kurs durchschnittlich  mindes-
tens ausreichend sind und so das Erreichen der Kursziele nachge-
wiesen wurde.

§ 21 
Portfolio

(1) Zur Dokumentation und zur Förderung der Kommunikation über
erbrachte  Leistungen  führt  die  Kollegiatin  oder  der  Kollegiat  ein
Portfolio. Das Portfolio ist eine der Voraussetzungen für den Über-
gang in die Hauptphase (§ 18) und für die Zulassung zur Abschluss-
prüfung (§ 37).

(2) Das Portfolio für den Übergang in die Hauptphase enthält  die
Kursbescheinigungen aller in der Eingangsphase besuchten Kurse
sowie die in diesen Kursen erbrachten Leistungsnachweise.

(3) Das im Kolloquium (§ 36) vorzulegende Portfolio enthält mindes-
tens folgende Bestandteile:

1. eine Übersicht über die in der Hauptphase bestandenen Lehrver-
anstaltungen,

2. aus den Studienfachkursen der Hauptphase vier Leistungsnach-
weise,

3. aus den Grundkursen der Hauptphase drei Leistungsnachweise,
und zwar aus je zwei aufeinanderfolgenden Kursen pro Aufgaben-
feld,

4.  ein Produkt aus einem Projekt oder eine entsprechende Doku-
mentation,

5. den Praktikumsbericht,

6. die benoteten Leistungsnachweise (§ 26 Abs. 3).

(4) Darüber hinaus können nach Entscheidung der Kollegiatin oder
des Kollegiaten weitere Leistungsnachweise dokumentiert werden.
Die ausgewählten Leistungsnachweise müssen bestanden sein.

(5) Zu den Leistungsnachweisen gemäß Absatz 3 und 4 werden im
Portfolio  die  jeweilige  Kursbeschreibung,  eine  schriftliche  Begut-
achtung  des  Leistungsnachweises  durch  die  Lehrende  oder  den
Lehrenden und die Kollegiatin oder den Kollegiaten und gegebenen-
falls die Bewertung dokumentiert.

§ 22 
Besondere Lernleistung

(1) Im Rahmen der für die Abschlussprüfung vorgesehenen Punkt-
zahl  (§  26)  kann  Kollegiatinnen  und  Kollegiaten  eine  besondere
Lernleistung angerechnet werden, die im Rahmen oder Umfang von
zwei  aufeinanderfolgenden  Kursen  erbracht  wird.  Als  besondere
Lernleistung können ein umfassender Beitrag aus einem von den
Ländern geförderten Wettbewerb oder die Ergebnisse eines umfas-
senden fachlichen oder fachübergreifenden Projektes gelten.

(2)  Die  Absicht,  eine  besondere  Lernleistung zu erbringen,  muss
spätestens am Ende des zweiten Semesters der Hauptphase bei der
Schule angezeigt werden. Der Prüfungsrat entscheidet in Abstim-
mung mit der Lehrkraft, die als Korrektorin oder Korrektor vorgese-
hen ist, ob die vorgesehene Arbeit als besondere Lernleistung zuge-
lassen werden kann. Die Arbeit ist spätestens bis zur Zulassung zur
Abschlussprüfung abzugeben, nach den Maßstäben und dem Ver-



fahren für die Abschlussprüfung zu korrigieren und zu bewerten.
Ein Rücktritt  von der besonderen Lernleistung muss bis zur Ent-
scheidung über die Zulassung zur Abschlussprüfung erfolgt sein. In
einem Kolloquium von in der Regel 30 Minuten, das im Zusammen-
hang  mit  der  Abschlussprüfung  nach  Festlegung  durch  die  Kol-
legleitung  stattfindet,  stellt  der  Prüfling  vor  einem  Fachprüfungsaus-
schuss (§ 33) die Ergebnisse der besonderen Lernleistung dar, erläutert
sie und antwortet auf Fragen. Die Endnote wird aufgrund der insgesamt
in der besonderen Lernleistung und im Kolloquium erbrachten Leistungen
gebildet; eine Gewichtung der Teilleistungen findet nicht statt.

(3) Bei Arbeiten, an denen mehrere Kollegiatinnen und Kollegiaten
beteiligt  werden,  muss die individuelle  Schülerleistung erkennbar
und bewertbar sein.

(4) In der besonderen Lernleistung sind maximal 15 Punkte erreich-
bar,  die  in  die  Abschlussprüfungsleistung mit  vierfacher Gewich-
tung eingehen (§ 26).

§ 23 
 Leistungsbewertung, Nachteilsausgleich

(1) Durch die Leistungsbewertung auf der Grundlage der Leistungs-
nachweise wird festgestellt, ob die Kollegiatinnen und Kollegiaten
die Leistungsanforderungen eines Kurses erfüllt haben.

(2) Grundsätzlich werden Leistungsnachweise und Kursergebnisse
als „bestanden“ oder „nicht bestanden“ bewertet; Leistungsnach-
weise gemäß  § 26 Abs. 3, die in die Gesamtqualifikation eingehen
oder gemäß § 25 Abs. 2 bis 5 für die Zuerkennung des schulischen
Teils der Fachhochschulreife herangezogen werden, werden in ei-
nem Punktsystem gemäß Absatz 6 benotet. Die Kollegiatinnen und
Kollegiaten legen zu Beginn eines jeden Semesters fest, welche der
insgesamt zu erbringenden Leistungsnachweise eines Kurses als
benotete  Leistungsnachweise  in  die  Gesamtqualifikation  einge-
bracht werden.

(3) Die Anforderungen an die Leistungsnachweise sind durch die
Ziele des Kurses oder Projektes inhaltlich begründet und bestimmt.
Die Ziele werden in der Planungsphase jeder Veranstaltung unter
Beachtung der curricularen Vorgaben verbindlich festgelegt. Die ab-
schließende Entscheidung trifft diejenige Person, die die Veranstal-
tung verantwortlich leitet.

(4) Leistungsnachweise entsprechen den Anforderungen, wenn sie
die curricular für die jeweilige Veranstaltung festgelegten oder bei
nicht vorhandenen curricularen Festlegungen die in der Planungs-
phase vereinbarten Anforderungen erfüllen. Die Lernenden haben
Anspruch auf eine an den Anforderungen orientierte differenzierte,
bei schriftlichen Leistungen auch schriftliche Rückmeldung zu den
erbrachten Leistungen.

(5)  Abgesehen von Klausuren können schriftliche Leistungsnach-
weise,  die  den  Leistungsanforderungen  nicht  oder  nur  mit  Ein-
schränkungen  (schwach  ausreichend  gemäß  Absatz  6)  entspre-
chen,  den  Kollegiatinnen  und  Kollegiaten  unter  Hinweis  auf  die
Mängel zur einmaligen Überarbeitung innerhalb des Semesters zu-
rückgegeben werden.

(6) Die in benoteten Leistungsnachweisen und die in der Abschluss-
prüfung erbrachten Leistungen der Kollegiatinnen und Kollegiaten
werden in Notenstufen gemäß  § 48 Abs. 3 SchulG gegebenenfalls
mit Tendenz bewertet und in Punkte übertragen. Dafür gilt folgender
Schlüssel:

Note Punkte nach 
Notentendenz

Notendefinition

sehr gut (15 - 13 Punkte) Die Leistungen entsprechen den
Anforderungen  in  besonderem
Maße.

gut (12 - 10 Punkte) Die Leistungen entsprechen den
Anforderungen voll.

befriedigend (9 - 7 Punkte) Die Leistungen entsprechen den
Anforderungen im Allgemeinen.

ausreichend (6 - 5 Punkte) Die  Leistungen  weisen  zwar
Mängel  auf,  entsprechen  aber
im  Ganzen  noch  den  Anforde-
rungen.

schwach  
ausreichend

(4 Punkte) Die  Leistungen  weisen  Mängel
auf und entsprechen den Anfor-
derungen  nur  noch  mit  Ein-
schränkungen.1

mangelhaft (3 - 1 Punkte) Die Leistungen entsprechen den
Anforderungen nicht, lassen je-
doch  erkennen,  dass  die  not-
wendigen Grundkenntnisse vor-
handen sind und die Mängel in
absehbarer  Zeit  behoben  wer-
den können.

ungenügend (0 Punkte) Die Leistungen entsprechen den
Anforderungen nicht und selbst

Note Punkte nach 
Notentendenz

Notendefinition

die Grundkenntnisse sind so lü-
ckenhaft, dass die Mängel in ab-
sehbarer  Zeit  nicht  behoben
werden können.

1) Eine oder mehrere schwach ausreichende Leistungen können dazu führen, dass die
notwendigen Punktzahlen gemäß §§ 26, 43 nicht erreicht werden.

Tabelle 1: Notenschlüssel

(7) Die benoteten Leistungsnachweise werden jeweils bis zum Ende
der  vierten  Kurswoche verbindlich  von der  Kollegiatin  oder  dem
Kollegiaten festgelegt. Sie müssen spätestens drei Wochen vor Kur-
sende vorliegen und bis Ende des Kurshalbjahres korrigiert sein.

(8) Mit null Punkten beurteilte Leistungen gelten als nicht erbracht.

(9) Die Lehrenden sind verpflichtet, die Kollegiatinnen und Kollegia-
ten zu Beginn des Kurses über die Zahl und Art der geforderten
Klausuren und Leistungsnachweise zu informieren. Etwa in der Mit-
te des Semesters unterrichtet die Lehrkraft die Kollegiatinnen und
Kollegiaten über den bis dahin erreichten Leistungsstand. Die Er-
gebnisse  der  benoteten  Leistungsnachweise  im letzten  Semester
werden vor der Zulassung zur Abiturprüfung bekannt gegeben.

(10) Die Kollegiatinnen und Kollegiaten sind verpflichtet, die gefor-
derten Leistungsnachweise zu erbringen. Verweigert eine Kollegia-
tin oder eine Kollegiat einzelne Leistungen oder sind Leistungen in
einem Kurs aus von ihr oder von ihm zu vertretenden Gründen nicht
zu beurteilen, wird die einzelne Leistung oder die Gesamtleistung
wie eine ungenügende Leistung bewertet (§ 48 Absatz 5 SchulG).

(11) Bei einem Täuschungsversuch

1. kann der Kollegiatin oder dem Kollegiaten aufgegeben werden,
den Leistungsnachweis zu wiederholen, wenn der Umfang der Täu-
schung nicht feststellbar ist,

2. können einzelne Leistungen, auf die sich der Täuschungsversuch
bezieht, für ungenügend erklärt werden, oder

3. kann die gesamte Leistung für ungenügend erklärt werden, wenn
es sich um einen umfangreichen Täuschungsversuch handelt.

Wird eine Täuschung erst nach Abschluss der Leistung festgestellt,
ist entsprechend zu verfahren.

(12) Soweit es die Behinderung oder der sonderpädagogische För-
derbedarf  einer  Kollegiatin  oder eines Kollegiaten erfordert,  kann
die Leiterin oder der Leiter des Oberstufen-Kollegs Vorbereitungs-
zeiten  und  Prüfungszeiten  angemessen  verlängern  und  sonstige
Ausnahmen vom Prüfungsverfahren zulassen; in Prüfungen mit lan-
deseinheitlich gestellten Aufgaben entscheidet an Stelle der Leiterin
oder des Leiters des Oberstufen-Kollegs die obere Schulaufsichts-
behörde. Entsprechendes gilt bei einer besonders schweren Beein-
trächtigung des Lesens und Rechtschreibens. Die fachlichen Leis-
tungsanforderungen bei Abschlüssen und Berechtigungen bleiben
unberührt.

VV zu § 23

23.2 zu Abs. 2
Kollegiatinnen und Kollegiaten sind rechtzeitig über die besonderen Leis-
tungsanforderungen zum Erwerb des schulischen Teils der Fachhoch-
schulreife zu beraten.

§ 24 
Rückstufung und Rücktritt in der Hauptphase

(1) Kollegiatinnen und Kollegiaten, die am Ende des fünften Semes-
ters nicht wenigstens fünf Studienkurse bestanden haben oder die
Belegverpflichtungen und Leistungsnachweise gemäß § 19 und § 26
Abs. 3 in den übrigen Lehrveranstaltungen bis zum Ende des sechs-
ten Semesters nicht mehr erbringen können, sowie Kollegiatinnen
und Kollegiaten, die gemäß § 37 nicht zur Abschlussprüfung zuge-
lassen werden, werden zurückgestuft. 

(2) Wenn am Ende des vierten oder fünften Semesters erhebliche
Rückstände erkennbar sind, können Kollegiatinnen und Kollegiaten
auf eigenen Antrag zurückgestuft werden. Über die Rückstufungs-
anträge entscheidet die Pädagogische Leiterin oder der Pädagogi-
sche Leiter. Mit der Rückstufung legt sie oder er die zu wiederholen-
den sowie die weiteren im Rahmen der Gesamtunterrichtsverpflich-
tung zu belegenden Kurse mit den entsprechenden Leistungsnach-
weisen neu fest.

(3) Eine Rückstufung ist nicht möglich, wenn die Semester bereits
wiederholt worden sind oder wenn durch die Rückstufung die Ver-
weildauer  gemäß  §  2 Abs.  1  überschritten wird.  In  diesen Fällen
muss die Kollegiatin oder der Kollegiat das Oberstufen-Kolleg ver-
lassen.

§ 25 
Abschluss-, Abgangszeugnis, 

Fachhochschulreife (schulischer Teil)
(1)  Kollegiatinnen und Kollegiaten,  die  die  Abschlussprüfung am
Oberstufen-Kolleg bestanden haben, erhalten gemäß § 43 Abs. 5 ein
Abschlusszeugnis. Kollegiatinnen und Kollegiaten, die das Oberstu-
fen-Kolleg vor erfolgreichem Ablegen der Abschlussprüfung verlas-



sen, erhalten ein Abgangszeugnis, in dem die erfolgreich bestande-
nen  Teile  der  Ausbildung  und  der  erreichte  Schulabschluss  be-
scheinigt werden; dabei enthalten Abgangszeugnisse aus der Ein-
gangsphase Noten gemäß § 48 Absatz 3 SchulG und Abgangszeug-
nisse aus der Hauptphase Noten und Punkte gemäß § 23 Absatz 6

(2)  Alle  Zeugnisse enthalten neben den Noten für  die  Fächer die
nach § 49 Absatz 2 und 3 SchulG erforderlichen Angaben.

(3)  Frühestens  am Ende  des  zweiten  Semesters  der  Hauptphase
kann der schulische Teil der Fachhochschulreife Kollegiatinnen und
Kollegiaten zuerkannt werden, die:

1.  in  zwei  aufeinander  folgenden  Semestern  die  obligatorischen
Lehrveranstaltungen (§ 19) belegt haben,

2. die Studienfachkurse in diesen Semestern bestanden haben,

3. neun Grund- oder Fremdsprachenkurse (je 80 Std.) sowie ein Pro-
jekt in diesen Semestern bestanden haben, darunter zwei Kurse in
einer  Fremdsprache,  je  zwei  Grundkurse  mit  einem  fachlichen
Schwerpunkt in Deutsch und Mathematik sowie in einem der Fächer
Biologie,  Chemie,  Geologie,  Physik oder Informatik  und ein Kurs
aus dem gesellschaftswissenschaftlichen Aufgabenfeld, sofern die-
se Fächer nicht als Studienfachkurse eingebracht werden,

4. 15 benotete Leistungsnachweise, darunter je zwei in den Studien-
fachkursen, den Fremdsprachenkursen, den Grundkursen mit fach-
lichem  Schwerpunkt  in  Deutsch,  Mathematik,  einer  Naturwissen-
schaft  und einem gesellschaftswissenschaftlichen Fach sowie ei-
nen Leistungsnachweis aus einem Projekt erbracht haben.

Der schulische Teil  der  Fachhochschulreife  kann auch zuerkannt
werden, wenn nicht mehr als zwei dieser Kurse, darunter höchstens
ein Studienfachkurs, nicht bestanden wurden.

(4) In den vier benoteten Leistungsnachweisen der Studienfachkur-
se müssen 40 Punkte der zweifachen Wertung und in den elf beno-
teten  Leistungsnachweisen  der  Fremdsprachenkurse  und  der
Grundkurse mindestens 55 Punkte einfacher Wertung erreicht wor-
den sein. In zwei der vier Leistungsnachweise der Studienfachkurse
und in sieben der elf übrigen Leistungsnachweise müssen mindes-
tens fünf Punkte der einfachen Wertung erreicht worden sein.

(5)  Die Gesamtpunktzahl  (mindestens 95,  höchstens 285 Punkte),
die sich aus der Bewertung der vier Kurse in den Studienfächern
und elf Grundkurse ergibt, wird nach der Formel

N = 5 2/3 - P/57

in eine Durchschnittsnote umgerechnet. Diese wird auf eine Stelle
hinter dem Komma bestimmt; es wird nicht gerundet. Eine Gesamt-
punktzahl  über  260  ergibt  die  Durchschnittsnote  1,0.  Die  Durch-
schnittsnote wird in Ziffern und Buchstaben auf dem Abgangszeug-
nis ausgewiesen.

VV zu § 25

25.3 zu Absatz 3
In das Abgangszeugnis, das den schulischen Teil der Fachhochschulrei-
fe bescheinigt, wird ein Hinweis aufgenommen, dass die Fachhochschul-
reife im Deutschen und Europäischen Qualifikationsrahmen dem Niveau
4 zugeordnet ist.

§ 26 
Gesamtqualifikation

(1) Bei der Berechnung der Gesamtqualifikation wird das Punkte-
system gemäß § 23 Abs. 6 angewendet.

(2) Als Gesamtqualifikation sind maximal 900 Punkte erreichbar und
zwar  höchstens  600  Punkte  aus  benoteten  Leistungsnachweisen
der Hauptphase und 300 Punkte aus der Abschlussprüfung. Die in
den Studienfächern erbrachten Prüfungsleistungen und die in den
beiden übrigen Prüfungsteilen erbrachten Leistungen gehen jeweils
in fünffacher Wertung in die Note der Abschlussprüfung ein. Wird
eine besondere Lernleistung gemäß § 22 erbracht, werden die Prü-
fungsergebnisse in den Studienfächern und in den weiteren Prüfun-
gen je vierfach gewertet und das Ergebnis der besonderen Lernleis-
tung in vierfacher Wertung hinzugezählt. Wird im ersten bis dritten
Abiturfach sowohl schriftlich als auch mündlich geprüft, wird das
Endergebnis im Verhältnis von 2 (schriftlich) zu 1 (mündlich) aus
den Ergebnissen der beiden Prüfungsteilen gebildet.

(3) Folgende curricular festgelegte Leistungsnachweise der Haupt-
phase werden benotet und gehen in die Gesamtqualifikation ein:

1.  je  vier  Leistungsnachweise  aus  den  beiden  Studienfächern  in
zweifacher Wertung, 

2. vier Leistungsnachweise aus dem schriftlichen Prüfungsfach des
Grundkursbereichs in zweifacher Wertung,

3. 16 Leistungsnachweise aus weiteren Grundkursen und Projekten
in einfacher Wertung, wobei alle drei Aufgabenbereiche sowie die
Pflichtbindungen gemäß § 19 berücksichtigt sein müssen.

In  jedem  Semesterkurs  kann  nur  ein  Leistungsnachweis  einge-
bracht werden. Werden die Grund- oder Fremdsprachenkurse durch
die Belegung in den Studienfächern abgedeckt,  so treten an ihre
Stelle  jeweils  andere  Grundkurse  mit  entsprechenden  Leistungs-
nachweisen.

(4) Von den 28 benoteten Leistungsnachweisen müssen mindestens
22 mit „ausreichend“ (5 Punkte) bewertet worden sein, darunter fünf
in  den  Studienfachkursen.  Insgesamt  müssen  mindestens  200
Punkte gemäß Absatz 3 in der Hauptphase und 100 Punkte gemäß
Absatz 2 Satz 2 in der Abschlussprüfung erreicht worden sein.

Die Berechnung der Gesamtpunktzahl  in der Hauptphase erfolgt
nach folgender Formel:

E I = (P:S) x 40

Dabei sind:

E I = (Gesamt-)Ergebnis

P = Erzielte Punkte in den erbrachten Fächern in den vier Semes-
tern

S = Anzahl der Semesterergebnisse

Doppelt gewichtete Fächer zählen doppelt.

Tabelle 2: Formel zur Berechnung der Gesamtpunktzahl APO-OS

(5) Die Hälfte aller benoteten Leistungsnachweise muss in schriftli-
cher  Form  erfolgen.  In  den  schriftlichen  Abiturfächern  muss  die
Hälfte aller benoteten Leistungsnachweise in Form von Klausuren
erbracht werden.

VV zu § 26

26.3 zu Abs. 3
Die Festlegung der Leistungsnachweise erfolgt gemäß Anlage 1.

§ 27 
Abschlussprüfung

(1) Am Ende des sechsten Semesters finden das Verfahren der Zu-
lassung zur Abschlussprüfung und die Abschlussprüfung am Ober-
stufen-Kolleg statt.

(2)  Mit  dem Bestehen der  Abschlussprüfung wird  die  allgemeine
Hochschulreife erworben.

§ 28 
Rücktritt, Versäumnis

(1) Kollegiatinnen und Kollegiaten, deren Zulassung zur Abschluss-
prüfung gefährdet ist,  können bis zur Zulassungsentscheidung in
das fünfte Semester zurücktreten, sofern die Höchstverweildauer (§
2 Abs. 1) dadurch nicht überschritten wird. Bei Rücktritt nach der
Zulassung gilt die Prüfung als nicht bestanden.

(2) Versäumt eine Kollegiatin oder ein Kollegiat einen Teil der Ab-
schlussprüfung aus einem von ihr oder ihm zu vertretenden Grunde
oder verweigert sie oder er in einem Teil der Prüfung die Leistung,
so wird dieser Prüfungsteil wie eine ungenügende Leistung bewer-
tet.

§ 29 
Krankheit und andere Hinderungsgründe

(1) Im Fall einer Erkrankung unmittelbar vor oder während der Ab-
schlussprüfung können Kollegiatinnen und Kollegiaten nach ihrer
Genesung die gesamte Prüfung oder die noch fehlenden Teile der
Abschlussprüfung nachholen, wenn sie unverzüglich ein ärztliches
Attest vorlegen.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn Kollegiatinnen und Kollegiaten
der  Prüfung aus einem anderen von ihnen nicht  zu  vertretenden
Grund fernbleiben und dies unverzüglich nachweisen.

(3) Die Entscheidungen gemäß Absatz 1 und 2 trifft der Prüfungsrat.

§ 30 
Täuschung, Behinderung

(1) Das Verfahren bei einem Täuschungsversuch richtet sich nach §
23 Absatz 11. In besonders schweren Fällen kann der Prüfling von
der weiteren Prüfung ausgeschlossen werden.

(2) Werden Täuschungshandlungen erst nach Abschluss der Prü-
fung festgestellt, kann die obere Schulaufsichtsbehörde in beson-
ders schweren Fällen innerhalb von zwei  Jahren die  Prüfung als
nicht bestanden und das Zeugnis für ungültig erklären.

(3)  Behindert  ein  Prüfling  durch  sein  Verhalten  die  Prüfung  so
schwerwiegend, dass es nicht möglich ist, seine Prüfung oder die
anderer Prüflinge ordnungsgemäß durchzuführen, kann er von der
weiteren Prüfung ausgeschlossen werden.

(4) Die Entscheidung in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 und Ab-
satz 3 trifft der Prüfungsrat. Sie bedarf der Bestätigung durch die
obere Schulaufsichtsbehörde. Bestätigt die obere Schulaufsichtsbe-
hörde den Ausschluss, gilt die Prüfung als nicht bestanden.

(5) Wird in einem Teil der Prüfung die Leistung verweigert, so wird
dieser Teil oder die Gesamtleistung wie eine ungenügende Leistung
bewertet (§ 23 Absatz 10).



§ 31 
Prüfungsrat

(1) Die Verantwortung für die ordnungsgemäße Durchführung der
Abschlussprüfung obliegt dem Prüfungsrat. Der Prüfungsrat nimmt
insbesondere folgende Aufgaben wahr:

1. Bestellung der Prüfungskommissionen (§ 32) und der Prüfungs-
ausschüsse (§ 33) sowie der Prüferin oder des Prüfers der Grund-
kursklausur, 

2. Benennung der Vorsitzenden der Prüfungskommissionen und -
ausschüsse, sofern nicht die jeweilige Fachdezernentin oder der je-
weilige Fachdezernent den Vorsitz übernimmt, und der Schriftführe-
rinnen und Schriftführer für die Prüfungskommissionen und -aus-
schüsse (§§ 32 und 33),

3. Beauftragung der zweiten Lehrkraft für die Beurteilung der Klau-
suren (§ 42 Abs. 2),

4. Zulassung zur Abschlussprüfung auf der Grundlage der Vereinba-
rungen des Kolloquiums vor der Prüfungskommission (§ 37),

5.  Feststellung  der  Ergebnisse  der  schriftlichen  Prüfungen  und
Festlegung der mündlichen Prüfungen (§ 38 Abs. 1 Nr. 2 und Abs.
3),

6. Feststellung der Ergebnisse der Prüfungsteile und des Gesamter-
gebnisses der Abschlussprüfung sowie dessen Bekanntgabe (§ 43),

7. Regelung der für die ordnungsgemäße Durchführung der Prüfung
erforderlichen Angelegenheiten, 

8. Entscheidung gemäß §§ 29 und 30,

9.  Zulassung von Kollegiatinnen und Kollegiaten  zur  mündlichen
Prüfung als Zuhörer (§ 40 Abs. 4).

(2) Dem Prüfungsrat gehören an:

1.  die zuständige schulfachliche Dezernentin oder der zuständige
schulfachliche  Dezernent  der  oberen  Schulaufsichtsbehörde  oder
im Ausnahmefall eine andere von der oberen Schulaufsichtsbehör-
de bestellte  schulfachliche Dezernentin oder ein anderer  von der
oberen Schulaufsichtsbehörde bestellter schulfachlicher Dezernent,

2. die Kollegleiterin oder der Kollegleiter,

3. die Pädagogische Leiterin oder der Pädagogische Leiter,

4. die Jahrgangsberaterinnen und Jahrgangsberater am Oberstufen-
Kolleg,

5. eine Vertreterin oder ein Vertreter der Kollegiatinnen und Kollegi-
aten mit beratender Stimme. Diese oder dieser wirkt bei der Wahr-
nehmung der in Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 bis 8 bezeichneten Auf-
gaben nicht mit.

Die Hauptkonferenz (§ 18 Grundordnung des Oberstufen-Kollegs)1

beruft zum jeweiligen Prüfungstermin die zwei weiteren Lehrenden
des Oberstufen-Kollegs. Die Vertreterin oder der Vertreter der Kolle-
giatinnen und Kollegiaten wirkt bei der Wahrnehmung der in Absatz
1 Satz 2 Nr. 5 bis 8 bezeichneten Aufgaben nicht mit.

(3) Den Vorsitz im Prüfungsrat führt die zuständige schulfachliche
Dezernentin oder der zuständige schulfachliche Dezernent der obe-
ren Schulaufsichtsbehörde oder die oder der an ihrer oder seiner
Stelle bestellte Vertreterin oder Vertreter. 

(4) Der Prüfungsrat fasst seine Beschlüsse mit der einfachen Mehr-
heit  der  anwesenden  stimmberechtigten  Mitglieder.  Im  Falle  der
Stimmengleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden den
Ausschlag. Der Prüfungsrat ist beschlussfähig, wenn drei stimmbe-
rechtigte Mitglieder anwesend sind.

(6) An den Sitzungen des Prüfungsrats können Vertreter des Minis-
teriums sowie des Lehrkörpers der Universität Bielefeld teilnehmen.

§ 32 
Prüfungskommissionen

(1)  Für  jede  Prüfungskandidatin  oder  jeden  Prüfungskandidaten
wird  eine  Prüfungskommission  bestellt.  Die  Prüfungskommission
nimmt folgende Aufgaben wahr:

1. Durchführung des Kolloquiums gemäß § 36,

2. Festlegung der Prüfungsteile gemäß § 38.

(2) Die Mitglieder der Prüfungskommission müssen die drei Aufga-
benfelder vertreten. Die Prüfungskommission setzt sich zusammen
aus:

1. je einer oder einem Lehrenden aus dem Bereich der Studienfä-
cher der Kollegiatin oder des Kollegiaten,

2. der Prüferin oder dem Prüfer der Portfolioprüfung, 

3. der Prüferin oder dem Prüfer der Grundkursklausur,

4. weiteren Lehrenden aus anderen Aufgabenfeldern, sofern nicht
die bereits an der Prüfung mitwirkenden Lehrenden alle drei Aufga-
benfelder vertreten.

Die Kollegiatin oder der Kollegiat kann die Mitglieder der Prüfungs-
kommission vorschlagen.  Den Vorschlägen soll  nach Möglichkeit
entsprochen werden.

1Mit der Neufassung der Grundordnung des Oberstufen-Kollegs vom 28.06.2007 (BASS 13-
52 Nr. 251.1) ist das Mitwirkungsorgan Hauptkonferenz entfallen.

(3) Der Prüfungsrat bestimmt eine Vorsitzende oder einen Vorsitzen-
den und eine Schriftführerin oder einen Schriftführer.

(4) Die Prüfungskommission ist beschlussfähig, wenn alle Mitglie-
der anwesend sind. Sie entscheidet mit Stimmenmehrheit. Stimm-
enthaltung ist unzulässig. Bei Stimmengleichheit verfügen die Leh-
renden, die dasselbe Aufgabenfeld vertreten, nur über eine Stimme.
Können sich die Lehrenden, die dasselbe Aufgabenfeld vertreten,
nicht über die einheitliche Stimmabgabe einigen, so gibt die Stimme
der oder des Vorsitzenden den Ausschlag.

(5) An den Sitzungen der Prüfungskommission kann die zuständige
Dezernentin oder der  zuständige Dezernent  der  oberen Schulauf-
sichtsbehörde sowie die Tutorin oder der Tutor mit beratender Stim-
me teilnehmen.

§ 33 
Prüfungsausschüsse

(1) Zur Durchführung der mündlichen Prüfungen gemäß  § 40 und
der Portfolioprüfung gemäß § 41 werden für jede Kollegiatin oder je-
den  Kollegiaten  Prüfungsausschüsse  gebildet.  Die  Prüfungsaus-
schüsse setzen sich aus der oder dem Vorsitzenden, der Fachprüfe-
rin oder dem Fachprüfer und der Schriftführerin oder dem Schrift-
führer zusammen. Sie müssen in der Regel im Fach oder fachlichen
Schwerpunkt der Prüfung die Befähigung zum Lehramt für die Se-
kundarstufe II  besitzen. Den Vorsitz in den Prüfungsausschüssen
kann die jeweils zuständige Fachdezernentin oder der jeweils zu-
ständige  Fachdezernent  der  oberen  Schulaufsichtsbehörde  über-
nehmen. Die zu prüfende Kollegiatin oder der zu prüfende Kollegiat
schlägt die Fachprüferin oder den Fachprüfer vor. Dem Vorschlag
soll nach Möglichkeit entsprochen werden. Die Schriftführerin oder
den Schriftführer benennt der Prüfungsrat.

(2) Die Prüfungsausschüsse entscheiden mit der Mehrheit der Stim-
men ihrer Mitglieder. Stimmenthaltung ist unzulässig.

(3) An den Sitzungen der Prüfungsausschüsse können die Mitglie-
der der Prüfungskommission mit beratender Stimme mitwirken.

(4)  Vertreterinnen oder Vertreter des Ministeriums, die Lehrenden
des Oberstufen-Kollegs, die Mitglieder des Lehrkörpers der Univer-
sität Bielefeld sowie Dezernentinnen und Dezernenten der oberen
Schulaufsichtsbehörde können an den Sitzungen der Prüfungsaus-
schüsse teilnehmen.

§ 34 
Einschränkung der Mitwirkung 

und Teilnahme bei Prüfungen, Verschwiegenheitspflicht
(1)  Wer  mit  einem Prüfling  verwandt  oder  verschwägert  ist,  darf
nicht bei Prüfungen dieses Prüflings anwesend sein.

(2)  Die  Mitglieder  der  Prüfungsgremien  und  die  Teilnehmerinnen
und Teilnehmer gemäß § 33 Abs. 4 sind zur Verschwiegenheit über
alle Prüfungsvorgänge verpflichtet. Sie sind von der oder dem Vor-
sitzenden des jeweiligen Prüfungsgremiums darauf hinzuweisen.

§ 35 
 Niederschrift über die Durchführung der Abschlussprüfung
(1) Der Prüfungsrat hält alle Maßnahmen und Beschlüsse in einer
Niederschrift fest.

(2) Über jede mündliche Prüfung ist von der Prüfungskommission
oder dem Prüfungsausschuss eine Niederschrift  anzufertigen, bei
der Folgendes zu berücksichtigen ist:

1. Aus der Niederschrift müssen das Prüfungsgebiet/Prüfungsfach
und die Prüfungszeit,  die Aufgabenstellung sowie die Namen des
Prüflings und der Mitglieder der Prüfungskommission oder des Prü-
fungsausschusses ersichtlich sein. Der Prüfungsverlauf ist in sei-
nen wesentlichen Zügen und Ergebnissen möglichst genau wieder-
zugeben. Die Niederschrift schließt mit der erteilten Note, einer Be-
gründung der erteilten Note und der Angabe des Stimmenverhält-
nisses bei der Abstimmung.

2. Die Niederschrift ist so abzufassen, dass sich die Begründung
der erteilten Note daraus ableiten lässt. Die Formulierung der Be-
gründung muss erkennbar machen, wie die Lösungsschritte zu qua-
lifizieren sind und welches Gewicht den einzelnen Prüfungsleistun-
gen zukommt.

3. Die Niederschrift soll eindeutig und verständlich sein. Sie ist von
der  Prüferin  oder  dem  Prüfer,  von  der  Schriftführerin  oder  vom
Schriftführer und von der oder dem Vorsitzenden zu unterschrei-
ben.

§ 36 
Kolloquium

(1) Am Ende des fünften Semesters findet ein Kolloquium vor min-
destens zwei Mitgliedern der Prüfungskommission statt. Im Kollo-
quium:

1.  wird festgestellt,  ob die Kollegiatin oder der Kollegiat  bis zum
Ende des sechsten Semesters die Zulassungsvoraussetzungen für
die Abschlussprüfung erfüllen kann,

2. werden gegebenenfalls der Ablauf der Abschlussprüfung und die
Prüfungsteile gemäß § 37 festgelegt, auf die sich die Abschlussprü-
fung beziehen soll. Weitergehende Absprachen über Prüfungsberei-
che und -gegenstände sind nicht zulässig,



3. wird festgestellt, ob die Kollegiatin oder der Kollegiat gemäß § 24
Abs. 1 zurückgestuft werden muss, wenn sie oder er ohne Rückstu-
fung die Zulassungsvoraussetzungen gemäß § 37 nicht mehr erbrin-
gen kann, 

4. wird festgestellt, ob die Kollegiatin oder der Kollegiat entlassen
werden muss, wenn sie oder er die Zulassungsvoraussetzungen im
Rahmen der Höchstverweildauer nicht erwerben kann.

Über Ausnahmen in besonders begründeten Einzelfällen entschei-
det die obere Schulaufsichtsbehörde.

(2) Über das Kolloquium wird ein Protokoll angefertigt.

(3) Der Prüfungsrat kann zulassen, dass das Kolloquium durch ein
schriftliches Feststellungsverfahren unter seiner Verantwortung er-
setzt wird.

§ 37 
Zulassung zur Abschlussprüfung

(1) Für die Zulassung zur Abschlussprüfung sind nachzuweisen:

1. das Bestehen der gemäß § 19 Abs. 2 zu belegenden Lehrveran-
staltungen,

2. die benoteten Leistungsnachweise gemäß § 26 Abs. 3 und 4,

3. das Praktikum,

4. das Portfolio (§ 21 Abs. 3 bis 5).

Die Zulassung kann auch erreicht werden, wenn nicht mehr als vier
dieser Kurse, darunter höchstens zwei Studienfachkurse, nicht be-
standen wurden. 

(2) Erfüllt die Kollegiatin oder der Kollegiat die Zulassungsvoraus-
setzungen, spricht der Prüfungsrat auf der Grundlage der Vereinba-
rungen des Kolloquiums (§ 36) die Zulassung im sechsten Semester
aus.

(3) Kollegiatinnen und Kollegiaten, die die Zulassungsvoraussetzun-
gen am Ende des sechsten Semesters nicht erfüllen, treten nach
Entscheidung des Prüfungsrats in das vierte Semester der Haupt-
phase zurück.

(4) Sofern die Zulassung im Rahmen der Verweildauer gemäß  § 2
Abs. 1 nicht mehr erworben werden kann, muss die Kollegiatin oder
der Kollegiat das Oberstufen-Kolleg verlassen. Über Ausnahmen in
besonders  begründeten Einzelfällen entscheidet  die  obere  Schul-
aufsichtsbehörde.

§ 38 
Abschlussprüfung

(1) Die Abschlussprüfung umfasst:

1. eine schriftliche Prüfung in jedem Studienfach,

2. eine mündliche Prüfung in einem Studienfach,

3.  eine schriftliche Prüfung bezogen auf  vier  Kurse einer  Fremd-
sprache oder vier Grundkurse eines Aufgabenfeldes in der Haupt-
phase, darunter zwei aufeinanderfolgende Grundkurse,

4. eine mündliche Prüfung auf der Basis des Portfolios,

5. die Prüfung über die besondere Lernleistung gemäß § 22.

Die Prüfungsteile müssen die drei Aufgabenfelder abdecken. Hier-
bei  kann Katholische Theologie  oder  Evangelische Theologie  ein
Fach des Aufgabenfeldes II ersetzen. Zwei der Fächer Deutsch, Ma-
thematik,  Fremdsprache  müssen  unter  den  vier  Prüfungsfächern
sein.

(2) Das Fach Sport kann nur als Studienfach Gegenstand der Ab-
schlussprüfung sein. Es kann mit Genehmigung der oberen Schul-
aufsichtsbehörde und unter der Voraussetzung des Nachweises ei-
nes besonderen sportlichen Profils als viertes Fach der Abiturprü-
fung angeboten werden.

(3) Auf Wunsch der Kollegiatin oder des Kollegiaten kann sie oder
er auch im zweiten Studienfach sowie in der schriftlichen Grundkur-
sprüfung eine mündliche Prüfung ablegen. Die mündliche Prüfung
darf keine Wiederholung der Klausur darstellen.

§ 39 
Aufgaben und Verfahren für die schriftliche Prüfung

(1)  Die  Prüfungsaufgaben für  die  schriftlichen Prüfungen werden
von der obersten Schulaufsichtsbehörde landeseinheitlich gestellt.
Die Aufgaben werden auf der Grundlage der Lehrpläne für die gym-
nasiale Oberstufe erstellt; sie entstammen der Qualifikationsphase
beziehungsweise der  Hauptphase und umfassen unterschiedliche
Sachgebiete.

(2) Den Kollegiatinnen und Kollegiaten werden nach Maßgabe der
jährlichen Vorgaben zu den unterrichtlichen Voraussetzungen für
die zentralen schriftlichen Prüfungen im Abitur bei den Prüfungs-
aufgaben Wahlmöglichkeiten eröffnet.

(3) Soweit das Oberstufen-Kolleg aus den zentral gestellten Aufga-
ben eine Auswahl treffen muss, geschieht dies durch die zuständige
Prüferin oder den zuständigen Prüfer (§ 42 Abs. 1 Satz 1) zu dem
von der obersten Schulaufsichtsbehörde bestimmten Zeitpunkt vor
Beginn der Prüfung. Für Kollegiatinnen und Kollegiaten aus demsel-
ben Kurs müssen dieselben Aufgaben ausgewählt werden.

(4) Den Aufgaben werden Lösungserwartungen und Regelungen zur
Gewichtung von Teilleistungen beigegeben.

(5) Ausnahmen werden jährlich durch Erlass des Ministeriums gere-
gelt. Für Fächer, in denen aufgrund des Versuchsauftrags nicht auf
landeseinheitliche Prüfungsaufgaben vorbereitet wird, werden Auf-
gaben für die schriftliche Prüfung von der oberen Schulaufsichtsbe-
hörde auf Vorschlag der Schule bestimmt. Hierzu sind Aufgabenvor-
schläge zur Auswahl und Genehmigung vorzulegen. Die Aufgaben-
stellung kann andere als schriftliche Darstellungsformen einschlie-
ßen,  zum  Beispiel  musikalische  Notierungen  oder  künstlerische
Entwürfe. Die Vorschläge müssen in ihrer Gesamtheit bei Studien-
fachkursen Inhalte von vier, bei Grundkursen Inhalte von vier Se-
mestern umfassen. Jede Prüfungsaufgabe muss aus dem Unterricht
der Hauptphase erwachsen sein und sich auf die Inhalte mindestens
zweier Kurshalbjahre beziehen. Sie darf einer bereits bearbeiteten
Aufgabe  nicht  so  nahe  stehen  oder  im Unterricht  so  vorbereitet
sein, dass ihre Bearbeitung keine selbstständige Leistung erfordert.
Den Aufgabenvorschlägen sind Lösungserwartungen und Regelun-
gen zur Gewichtung von Teilleistungen beizufügen, die dem Kriteri-
enraster der zentralen Prüfungen entsprechen. Außerdem sind die
konkreten unterrichtlichen Voraussetzungen darzulegen.

(6) Die Dauer der schriftlichen Prüfungen legt die oberste Schulauf-
sichtsbehörde durch Runderlass fest. Dies gilt auch für eventuelle
Arbeitszeitverlängerungen  für  Schülerexperimente,  praktische  Ar-
beiten oder Gestaltungsaufgaben.

§ 40 
Mündliche Prüfungen

(1) Mündliche Prüfungen dauern in der Regel 30 Minuten, wobei der
Prüfling in einem ersten Prüfungsteil versuchen soll, selbstständig
die vorbereitete Aufgabe in einem zusammenhängenden Vortrag zu
lösen. Die Vorbereitungszeit für die mündliche Prüfung beträgt 45
Minuten. Die Prüfungszeit kann um bis zu zehn Minuten überschrit-
ten werden, wenn es für die Bewertung erforderlich ist.

(2) Die Aufgabenstellung kann praktische Teile enthalten (zum Bei-
spiel: künstlerischer Vortrag, experimentelle Demonstration).

(3) Die mündliche Prüfung darf sich nicht auf Inhalte eines Semes-
ters beschränken und darf Themen der schriftlichen Prüfung nicht
wiederholen.

(4) Nach Abschluss der Prüfung schlägt die Prüferin oder der Prüfer
nach Beratung im Prüfungsausschuss die Note für die Prüfungsleis-
tung. Die Mitglieder des Prüfungsausschusses entscheiden über die
Note mit einfacher Mehrheit. 

(5) Werden in einem Studienfach oder Grundkurs eine schriftliche
und eine mündliche Prüfung durchgeführt, bildet der Prüfungsaus-
schuss  ein  Gesamtergebnis  aus  dem  arithmetischen  Mittel  der
schriftlichen und der mündlichen Leistung.

(6) Mit Zustimmung der zu prüfenden Kollegiatinnen und Kollegiaten
kann der Prüfungsrat Kollegiatinnen oder Kollegiaten des zweiten
Kollegjahres nach Maßgabe der räumlichen Verhältnisse als Zuhö-
rerinnen  und  Zuhörer  bei  der  mündlichen  Prüfung  zulassen.  Die
Teilnahme an der Beratung und Beschlussfassung ist ausgeschlos-
sen.

§ 41 
Portfolioprüfung

(1)  Die  Portfolioprüfung knüpft  als  mündliche  Prüfung an  die  im
Portfolio  repräsentierten  Grundkurse  eines  Aufgabenfeldes  an,
muss sich aber auf die Inhalte von Kursen beziehen, die nicht Ge-
genstand der Prüfungen gemäß §§ 39 und 40 waren.

(2) Die Prüfung erstreckt sich auf Prinzipien, Probleme und Verfah-
ren der Wissenschaften, interdisziplinäre Arbeit und den Vergleich
unterschiedlicher  Erkenntnisverfahren.  Die  Themen  der  Portfolio-
prüfung sind so festzulegen, dass die Studienfachprüfungen in me-
thodischer Hinsicht ergänzt werden. Das Prüfungsgespräch bezieht
sich  auf  die  Inhalte  von  vier  Grundkursen  eines  Aufgabenfeldes
oder von vier  Fremdsprachenkursen in der  Hauptphase,  darunter
zwei aufeinanderfolgende Grundkurse.

(3) Für das Prüfungsverfahren gelten die Bestimmungen des  § 40
entsprechend.

§ 42 
Beurteilung der schriftlichen Prüfungsleistungen

(1) Die zuständige Prüferin oder der zuständige Prüfer korrigiert und
begutachtet die schriftliche Arbeit der Kollegiatin oder des Kollegia-
ten. Das Gutachten schließt mit einer Note ab.

(2) Jede Arbeit wird von einer oder einem vom Prüfungsrat beauf-
tragten weiteren Lehrenden mit entsprechender Fachkompetenz be-
urteilt. Die obere Schulaufsichtsbehörde kann Lehrkräfte einer an-
deren Schule mit der Zweitkorrektur beauftragen.

(3)  Weichen  die  Beurteilungen  in  der  abschließenden  Bewertung
voneinander ab,  so beauftragt  die  oder der  Vorsitzende des Prü-
fungsrats oder die obere Schulaufsichtsbehörde eine weitere Leh-
rende oder einen weiteren Lehrenden mit der Bewertung der Arbeit.
Über die abschließende Bewertung der Arbeit wird im Rahmen der
vorgeschlagenen Noten durch Mehrheitsbeschluss entschieden.



§ 43 
Feststellung des Prüfungsergebnisses 

und Zuerkennung der allgemeinen Hochschulreife
(1) Nach Beendigung des Prüfungsverfahrens stellt der Prüfungsrat
die Prüfungsergebnisse fest und errechnet die Gesamtpunktzahl für
den Prüfungsbereich, die Gesamtqualifikation gemäß  § 26 und die
Durchschnittsnote.

(2) Für das Bestehen der Abschlussprüfung gelten folgende Bedin-
gungen:

1. Keiner der Prüfungsteile darf mit einem Gesamtergebnis von null
Punkten abgeschlossen werden.

2. In mindestens zwei der vier Teile der Abschlussprüfung, darunter
in einem Studienfach,  müssen mindestens fünf Punkte der einfa-
chen Wertung erreicht worden sein.

3. Insgesamt müssen gemäß § 26 Abs. 2 mindestens 200 Punkte in
der Hauptphase und mindestens 100 Punkte in der Abschlussprü-
fung erreicht worden sein.

(3) Hat die Kollegiatin oder der Kollegiat die Bedingungen gemäß
Absatz 2 und § 26 erfüllt, erklärt der Prüfungsrat die Abschlussprü-
fung für bestanden und erkennt der Kollegiatin oder dem Kollegia-
ten die allgemeine Hochschulreife zu.

(4) Die Beschlüsse des Prüfungsrates werden der Kollegiatin oder
dem Kollegiaten bekannt gegeben.

(5) Kollegiatinnen und Kollegiaten,  die  die  Abschlussprüfung be-
standen haben, erhalten ein Zeugnis der allgemeinen Hochschulrei-
fe. Die erfolgreiche Teilnahme an Lehrveranstaltungen der Universi-
tät wird unter „Bemerkungen“ in das Zeugnis aufgenommen. Aus
der Teilnahme an diesen Lehrveranstaltungen gegebenenfalls resul-
tierende, von einzelnen Fakultäten zugesprochene Berechtigungen
werden  gesondert  bescheinigt.  Zulassungs-  und  einschreibungs-
rechtliche Vorschriften bleiben unberührt.

VV zu § 43

43.1 zu Abs. 1
Die Berechnung der Gesamtqualifikation erfolgt gemäß Anlage 2; die Be-
rechnung der Durchschnittsnote erfolgt gemäß Anlage 3.

43.5 zu Absatz 5
In das Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife wird ein Hinweis aufge-
nommen, dass die allgemeine Hochschulreife im Deutschen und Europä-
ischen Qualifikationsrahmen dem Niveau 4 zugeordnet ist.

§ 44 
Wiederholung von Prüfungen und Prüfungsteilen

(1)  Eine nicht bestandene Abschlussprüfung kann einmal wieder-
holt  werden.  Die  obere  Schulaufsichtsbehörde  kann  eine  zweite
Wiederholung zulassen, wenn besondere Umstände vorliegen, die
die Kollegiatin oder der Kollegiat nicht zu vertreten hat.

(2) Kollegiatinnen oder Kollegiaten, die die Abschlussprüfung wie-
derholen, werden zurückgestuft. Über die Zulassung wird neu ent-
schieden.

§ 45 
Prüfungsbericht

Nach Abschluss der Prüfungen legt das Oberstufen-Kolleg der obe-
ren Schulaufsichtsbehörde einen Bericht über das Gesamtergebnis
der Prüfungen vor. Die obere Schulaufsichtsbehörde kann weitere
Unterlagen anfordern.

§ 46 
Widerspruch und Akteneinsicht

(1)  Gegen  Entscheidungen  des  Oberstufen-Kollegs,  die  Verwal-
tungsakte sind,  kann beim Oberstufen-Kolleg Widerspruch einge-
legt werden. Hierüber sind die Kollegiatinnen und Kollegiaten sowie
deren Erziehungsberechtigte schriftlich zu belehren. Die Durchfüh-
rung des Widerspruchsverfahrens richtet sich nach den geltenden
Rechts- und Verwaltungsvorschriften.

(2) Wird dem Widerspruch nicht stattgegeben, entscheidet die obere
Schulaufsichtsbehörde.

(3) Kollegiatinnen und Kollegiaten sowie deren Erziehungsberech-
tigten ist auf Antrag Einsicht in die sie betreffenden Prüfungsakten
zu geben, soweit deren Kenntnis zur Geltendmachung oder Verteidi-
gung ihrer rechtlichen Interessen erforderlich ist.

1. in den Kursen der Studienfächer mindestens je drei Leistungs-
nachweise, davon mindestens je ein schriftlicher und einer münd-
lich. Ein schriftlicher Leistungsnachweis muss eine Klausur sein,

2. in den Grund-, Basis- und Fremdsprachenkursen mindestens je
zwei Leistungsnachweise,  davon je mindestens eine Klausur und
ein mündlicher Leistungsnachweis,

3. in den Brückenkursen mindestens ein Leistungsnachweis und

4. in den Projekten mindestens ein Leistungsnachweis.

§ 26 Absatz 5 findet keine Anwendung.

(2) Die Schule entscheidet anhand der organisatorischen Möglich-
keiten und Umstände im Einzelfall, ob Leistungsnachweise, die Kol-

legiatinnen und Kollegiaten  aus  von ihnen nicht  zu  vertretenden
Gründen nicht erbracht haben, nachzuholen sind.

(3) Kollegiatinnen und Kollegiaten im vierten Semester, die Lehrver-
anstaltungen nicht bestanden haben und bei denen gemäß § 24 Ab-
satz 2 erhebliche Rückstände erkennbar sind, erhalten in analoger
Anwendung von § 18 Absatz 3 die Möglichkeit zur Nachprüfung.

(3) Eine Rückstufung gemäß § 24 Absatz 2 ist im Einzelfall dann ab-
weichend von § 24 Absatz 3 möglich, wenn erhebliche Rückstände
der  Kollegiatin  oder  des Kollegiaten durch Zeiten der  Einschrän-
kung des Schulbetriebs oder individueller Quarantänemaßnahmen
bedingt sind.

(4) Eine Zulassung zur Nachprüfung erfolgt abweichend von § 18
Absatz 3 auch, wenn Kollegiatinnen oder Kollegiaten mehr als drei
der Lehrveranstaltungen gemäß § 17 Absatz 3, darunter gegebenen-
falls mehrere Brückenkurse, nicht bestanden haben.

§ 47 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Berichtspflicht1

(1) Die Verordnung tritt am 1. August 2002 in Kraft; (2. Halbsatz ge-
genstandslos (Aufhebungsvorschrift).

(2) gegenstandslos (Übergangsbestimmung)

(3) Das für das Schulwesen zuständige Ministerium unterrichtet die
Landesregierung bis zum 31. Dezember 2016 und danach alle fünf
Jahre über die Erfahrungen mit dieser Verordnung.

Nachfolgend finden Sie die Anlagen zur APO-OS:

Anlage 1

Leistungsnachweise 
 in der Hauptphase zum Erwerb der allgemeinen Hochschulreife

Semester 

Fach

1. 2. 3. 4. 

1.Studienfach 1 Facharbeit und 2 Klausuren oder
1 Facharbeit und 1 Referat und 1 Klausur 

2.Studienfach 1 Referat und 2 Klausuren

Deutsch oder 
GK mit D

                   1 Klausur                

Mathematik 
oder 
GK mit M

1 Klausur und 1 schriftliche 
Projektdokumentation oder 
2 Klausuren

Fremdsprache 2 Klausuren oder
1 Klausur und 1 Prüfung

weitere 
Grundkurse

1 Klausur und
1 weiterer Leistungsnach-
weis aus der Gruppenarbeit 
oder 1 schriftliche Projektdo-
kumentation und
3 weitere benotete Leis-
tungsnachweise, davon je 1 
Leistungsnachweis aus dem
naturwissenschaftlichen und
gesellschaftlichen Bereich

Werden die Fächer D / M / FS durch Studienfächer abgedeckt, so müs-
sen statt dessen entsprechende Leistungsnachweise in anderen Grund-
kursen erbracht werden.
In jedem Semesterkurs kann nur ein Leistungsnachweis erbracht wer-
den.

Tabelle 3: Leistungsnachweise zum Abitur APO-OS

Anlage 2

Oberstufenkolleg: 
Übersicht über die anrechenbare Gesamtpunktzahl

Q-Phase Min. Max.

benotete Leistungsnachweise Anzahl Wichtung

1. Studienfach 3 2 30 90

2. Studienfach 3 2 30 90

Grundkurse 10 1 50 150

Gesamtpunkte 
Qualifikationsphase

110 330

1Diese Bestimmung bezieht sich auf das Inkrafttreten der Verordnung in der ursprünglichen
Fassung. Die vorliegende Fassung tritt am 01.08.2023 (GV. NRW. S. 217) in Kraft.



Prüfung ohne besondere Lernleistung

1. Studienfach 1 10 50 150

2. Studienfach 1 10 50 150

Grundkurs 1 7 35 105

Portfolio 1 7 35 105

Gesamtpunkte Abiturprüfung 170 510

Prüfung mit besonderer Lernleistung

1. Studienfach 1 8 40 120

2. Studienfach 1 8 40 120

GK1 1 6 30 90

Portfolio 1 6 30 90

BL 1 6 30 90

Gesamtpunkte Abiturprüfung 170 510

Gesamtpunkte  Qualifikations-
phase + Abiturprüfung

280 840

Tabelle 4: Anrechenbare Gesamtpunktzahlen APO-OS

Anlage 3


